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2. Instanz
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Datum 18.05.2021

3. Instanz

Datum 29.09.2021

1.Â Â  Â Die Klage wird abgewiesen.Â 
Â 
2.Â Â  Â Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.Â 
Â 
â��

T a t b e s t a n dÂ 

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Bewilligung einer Rente wegen
Erwerbsminderung.Â 
Â 
Der 1964 geborene KlÃ¤ger hat keine abgeschlossene Ausbildung. Er arbeitete in
diversen Berufen (als Maschinenbediener, Betriebsarbeiter in der
Kunststoffherstellung, und zuletzt bis Mai 2010 als Hausmeister 4 h/Tag). Danach
bezog der KlÃ¤ger zunÃ¤chst ArbeitslosenunterstÃ¼tzung und seit dem 01.01.2011
ALG II. Es besteht ein GdB von 80. Derzeit arbeitet der KlÃ¤ger ehrenamtlich an
fÃ¼nf Tagen die Woche fÃ¼r 1-2 Stunden.Â 
Â 
Bereits im Jahr 2001 und 2011 beantragte der KlÃ¤ger eine Rente wegen
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Erwerbsminderung, welche von der Beklagten bzw. deren RechtsvorgÃ¤ngerin
jeweils abgelehnt wurde.Â 

Eine im Jahr 2011 erhobene Klage nahm der KlÃ¤ger auf Anraten des Gerichts
zurÃ¼ck.Â 
Â 
Am 09.07.2015 beantragte der KlÃ¤ger erneut eine Erwerbsminderungsrente. Er
halte sich wegen HirnleistungsschwÃ¤che, degenerativen
WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen bei deutlicher Fehlhaltung der Brust- und
LendenwirbelsÃ¤ule, angeborener HÃ¼ftgelenksdysplasie beidseits, Zustand nach
Unterschenkelfraktur rechts, HWS-Problemen, HerzrhythmusstÃ¶rungen, Schwindel
und Kollapsneigung fÃ¼r erwerbsgemindert.Â 
Â 
Die Beklagte holte Befundberichte der behandelnden Ã�rzte Dr. C. und Dr. D. ein.
Zudem holte die Beklagte ein Gutachten des Sozialmediziners Dr. E. vom
30.11.2015 ein. Dr. E. kam zu nachfolgenden Diagnosen: AngststÃ¶rung mit
EinschrÃ¤nkung der psychischen Belastbarkeit; SomatisierungsstÃ¶rung mit
Ausbildung und VerstÃ¤rkung vielfacher Beschwerden, chronisch-rÃ¼ckfÃ¤llige
SchmerzzustÃ¤nde des Nackens und des SchultergÃ¼rtels, Belastungsminderung
und rÃ¼ckfÃ¤llige SchmerzzustÃ¤nde der RumpfwirbelsÃ¤ule, leichtgradige
frÃ¼hkindlich erworbene geistige Minderbegabung, Minderbelastbarkeit und
BewegungseinschrÃ¤nkung der HÃ¼ftgelenke bei angeborener Gelenkfehlstellung
(HÃ¼ftgelenksdysplasie), Ã�bergewicht, BMI 35 kg / m2 KÃ¶rperoberflÃ¤che,
arterieller Bluthochdruck, seit August 2015 mit Medikamenten behandelt. Im
Vergleich zu der Vorbegutachtung im Jahre 2001 und 2011 seien die psychischen
Beschwerden des Versicherten in den Vordergrund getreten. Eine adÃ¤quate
psychiatrische oder psychotherapeutische Behandlung erfolge jedoch nicht. Unter
BerÃ¼cksichtigung des psychischen Befundes und der geschilderten
AlltagsaktivitÃ¤ten kam Dr. E. zu dem Ergebnis, dass sich EinschrÃ¤nkung der
psychischen Belastbarkeit ergÃ¤ben, jedoch kein vollstÃ¤ndig aufgehobenes
LeistungsvermÃ¶gen. Aufgrund der beklagten Schwindelerscheinungen und
Beschwerden am Bewegungsapparat, die im Rahmen der Untersuchung nicht
objektiviert hÃ¤tten werden kÃ¶nnen, sollten nur noch ebenerdigen TÃ¤tigkeiten
ohne Absturzgefahr abverlangt werden. Bei dem KlÃ¤ger liege eine leichtgradige
geistige Minderbegabung vor, welche wohl durch eine frÃ¼hkindliche
HirngewebeschÃ¤digung verursacht sei. Daraus resultiere eine EinschrÃ¤nkung
beim Rechnen und eine leichtgradige EinschrÃ¤nkung des Anpassungs- und
UmstellungsvermÃ¶gen; bei entsprechender Anleitung an einem neuen
leidensgerechten Arbeitsplatz kÃ¶nne sich der KlÃ¤ger binnen 4-6 Wochen
eingewÃ¶hnen. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne ausreichend gut lesen und fÃ¼r den Alltag
ausreichend schreiben. Es bestehe eine ausreichende geistige und psychische
Belastbarkeit fÃ¼r zumindest kÃ¶rperlich leichte Arbeit mit
FunktionseinschrÃ¤nkungen. Besondere Anforderungen an die geistige
Belastbarkeit (Lesen, Schreiben, Rechnen) seien nicht abzuverlangen. Auch
hinsichtlich der orthopÃ¤dischen Leiden seien kÃ¶rperlich leichte Arbeiten mit
FunktionseinschrÃ¤nkungen mÃ¶glichÂ 
Â 
Mit Bescheid vom 04.01.2016 lehnte die Beklagte den Rentenantrag ab, weil der

                               2 / 7



 

KlÃ¤ger die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung einer
Erwerbsminderungsrente nicht erfÃ¼lle. Die medizinisch festgestellten
EinschrÃ¤nkungen lieÃ�en eine mindestens 6 stÃ¼ndige arbeitstÃ¤gliche TÃ¤tigkeit
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu. Â 
Â 
Mit Schreiben vom 27.01.2016 legte der KlÃ¤ger Widerspruch gegen den Bescheid
vom 04.01.2016 ein. Zur BegrÃ¼ndung trug er vor, dass vor dem Hintergrund der
geistigen und seelischen Behinderung mittlerweile die Anpassungs- und
UmstellungsfÃ¤higkeit nicht mehr vorhanden sei, um sich innerhalb von 3 Monaten
in eine neue BeschÃ¤ftigung einzuarbeiten. Dies zeige der bisherige berufliche
Lebensweg mit den entsprechenden doch sehr einfachen TÃ¤tigkeiten und die
langjÃ¤hrige Arbeitslosigkeit.Â 
Â 
Mit Widerspruchsbescheid vom 26.07.2016 wies die Beklagte unter
Aufrechterhaltung der BegrÃ¼ndung im Verwaltungsverfahren den Widerspruch
zurÃ¼ck. Â 
Â 
Am 09.08.2016 hat der KlÃ¤ger Klage vor dem Sozialgericht Darmstadt erhoben. Â 
Â 
Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt er vor, dass es zu einer Verschlechterung seines
Gesundheitszustandes gekommen sei. Seit dem Jahr 2015 leide der KlÃ¤ger neben
weiterbestehenden und leistungseinschrÃ¤nkenden orthopÃ¤dischen Erkrankungen
verstÃ¤rkt unter einer Schwindelsymptomatik. Die psychischen Beschwerden seien
in den Vordergrund getreten und hÃ¤tten sich verstÃ¤rkt.Â 
Â 
Der KlÃ¤ger beantragt,Â 
den Bescheid vom 04.01.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
26.07.2016 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, dem KlÃ¤ger eine
Erwerbsminderungsrente zu gewÃ¤hren.Â 
Â 
Die Beklagte beantragt,Â 
die Klage abzuweisen.Â 
Â 
Die Beklagte verweist zur BegrÃ¼ndung auf die AusfÃ¼hrungen in ihren
Bescheiden.Â 
Â 
Das Gericht hat Befundberichte des behandelnden Hausarztes Dr. C., des
Neurologen und Psychiaters Dr. D. und des OrthopÃ¤den Dr. F. eingeholt. Dr. C.
beschreibt in seinem Befundbericht vom 15.01.2017, dass der KlÃ¤ger psychisch
nicht so belastbar sei. Er reagiere leicht mit Ã�ngsten und Blutdrucksteigerung. Dr.
C. schildert FunktionseinschrÃ¤nkungen im qualitativen Leistungsbild; der KlÃ¤ger
kÃ¶nne nicht schwer heben und nicht fest greifen, lÃ¤ngeres Stehen oder Sitzen
schmerzten, es bestÃ¼nden KonzentrationsstÃ¶rungen. Dr. D. berichtet in seinem
Befundbericht vom 30.04.2017, dass die letzte Behandlung im September 2015
erfolgt sei. Therapeutische MaÃ�nahmen auf seinem Fachgebiet seien nicht erfolgt;
mangels Kontakt kÃ¶nne er sich zu der FÃ¤higkeit der Organisation der
LebensfÃ¼hrung nicht Ã¤uÃ�ern. Der OrthopÃ¤de Dr. F. gibt in seinem
Befundbericht vom Dezember 2016 an, dass bei Erstvorstellung des KlÃ¤gers im
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Februar 2015 leichte BewegungseinschrÃ¤nkungen der HalswirbelsÃ¤ule bestanden
hÃ¤tten. Bei Wiedervorstellung am 22.04.2016 hÃ¤tten keine HWSBlockierungen
vorgelegen, sondern lediglich leichte Verspannungen der
halswirbelsÃ¤ulenstabilisierenden Muskulatur. Aufgrund der von ihm
diagnostizierten Erkrankungen wÃ¼rden keine FunktionseinschrÃ¤nkungen
vorliegen. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die jeweiligen Befundberichte
verwiesen.Â 
Â 
Des Weiteren hat das Gericht Beweis erhoben durch die Einholung eines
SachverstÃ¤ndigengutachtens gemÃ¤Ã� Â§ 106 Sozialgerichtsgesetz (SGG) bei dem
Facharzt fÃ¼r Innere Medizin, Neurologie, Psychiatrie und Psychotherapie Dr. G. Der
SachverstÃ¤ndige stÃ¼tzt sein Gutachten auf die medizinischen Befunde, die in der
Verwaltungsakte der Beklagten vorgelegt wurden, sowie auf die im
Gerichtsverfahren eingeholten Befundberichte der behandelnden Ã�rzte des
KlÃ¤gers. Das Gutachten wurde nach Aktenlage erstellt, da sich der KlÃ¤ger zur
Wahrnehmung des Untersuchungstermins nicht im Stande sah. Der
SachverstÃ¤ndige stellt folgende Diagnosen: Â 

1)Â Â  Â Leichtgradige frÃ¼hkindliche Intelligenzminderung mit auch seelischen
Symptomen (Ã�ngste) Â 
2)Â Â  Â Bluthochdruckleiden, medikamentÃ¶s behandeltÂ 
3)Â Â  Â AdipositasÂ 
Â 
Er kommt zu der EinschÃ¤tzung der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch sechs Stunden und mehr
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter qualitativen EinschrÃ¤nkungen tÃ¤tig sein.
Bei der TÃ¤tigkeit sollte die MÃ¶glichkeit zum Wechsel der KÃ¶rperhaltung
bestehen. Es sollten keine TÃ¤tigkeiten unter verschÃ¤rftem Zeitdruck oder
Akkordbedingungen und nicht in Nachtschicht als psychogener Stressor ausgeÃ¼bt
werden. Dabei sollte es sich um geistig einfache TÃ¤tigkeiten handeln.Â 
Â 
Dr. G. kommt zu dem Ergebnis, dass nach Aktenlage die therapeutischen Optionen
des psychotherapeutischen Fachgebietes nicht ausgeschÃ¶pft seien.Â 
Â 
Der KlÃ¤ger sei in der Vergangenheit auch Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum
regelmÃ¤Ã�ig beruflich tÃ¤tig gewesen. Nach Aktenlage bestehe die erforderliche
Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit, um sich innerhalb von 3 Monaten in eine
neue BerufstÃ¤tigkeit einarbeiten zu kÃ¶nnen. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne sein Handeln
einschÃ¤tzen und entsprechend reagieren bzw. modifizieren. Die Urteilskraft und
die Kritik- und EinsichtsfÃ¤higkeit zur eigenen Person und zum sozialen Umfeld sei
nicht eingeschrÃ¤nkt. Die Denkfunktionen seien eingeschrÃ¤nkt, was bei der Art der
beruflichen TÃ¤tigkeit zu berÃ¼cksichtigen sei. Nach Aktenlage lÃ¤gen keine
ausgeprÃ¤gten StÃ¶rungen der sozialen Kompetenzen und der Alltagskompetenzen
vor. In Betracht kÃ¤men Berufsbilder in den Bereichen des Verpackens leichter
Industrie- und Handelserzeugnisse oder entsprechende PrÃ¼ftÃ¤tigkeiten. Es
kÃ¶nnten Montier-, Sortier-, Reinigungsarbeiten oder andere leichte Hilfsarbeiten
wie das Zureichen, Abnehmen, Zusammensetzen oder Kleben von Teilen, dem
Aufnehmen von Produkten von einem Band oder einer Maschine oder die Bedienung
von Hebeln oder Steuerungspulten erbracht werden. Auch sei der KlÃ¤ger
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gesundheitlich im Stande, von seiner Wohnung aus Ã¶ffentlich Verkehrsmittel
aufzusuchen und zu benutzen. Gegebenenfalls mÃ¼sste bei Aufnahme der
beruflichen TÃ¤tigkeit ein Training erfolgen. Auch hinsichtlich der Umstellung und
AnpassungsfÃ¤higkeit sei gegebenenfalls noch eine externe UnterstÃ¼tzung
notwendig.Â 
Â 
Im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung reicht der KlÃ¤ger einen ergÃ¤nzenden
Befundbericht des Dr. C. vom 25.04.2018 ein, auf welchen hinsichtlich der
Einzelheiten verwiesen wird.Â 

Hinsichtlich des Sach- und Streitstandes im Ã�brigen wird verwiesen auf die Inhalte
der Gerichts- und Verwaltungsakte, sowie der mÃ¼ndlichen Verhandlung
verwiesen. Diese waren Gegenstand der Entscheidung.Â 
Â 
Â 
E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d eÂ 
Â 
Die zulÃ¤ssige, insbesondere fristgerecht erhobene Klage ist unbegrÃ¼ndet. Der
angegriffene Bescheid vom 04.01.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
26.07.2016 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die Bewilligung
einer Erwerbsminderungsrente.Â 
Â 
Nach Â§ 43 Sozialgesetzbuch (SGB) VI haben Versicherte bis zum Erreichen der
Regelaltersgrenze Anspruch auf eine Rente wegen Erwerbsminderung, wenn sie
teilweise oder voll erwerbsgemindert sind, in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt
der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und vor Eintritt der Erwerbsminderung die
allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben. Â 
Â 
Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 6 Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs. 1 S. 2 SGB VI). Voll erwerbsgemindert sind
Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit
auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens 3 Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs. 2
S. 2 SGB VI). Nach Â§ 43 Abs. 3 SGB VI ist nicht erwerbsgemindert, wer unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 6 Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen.Â 
Â 
Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt zwar die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung einer Erwerbsminderungsrente. Er ist jedoch weder voll noch teilweise
erwerbsgemindert.Â 
Â 
Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme steht zur Ã�berzeugung des Gerichts fest,
dass der KlÃ¤ger nicht im rentenrechtlichen Sinn voll oder teilweise
erwerbsgemindert ist. Der Nachweis, dass sein LeistungsvermÃ¶gen auf dem
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allgemeinen Arbeitsmarkt auf unter 6 Stunden arbeitstÃ¤glich gesunken ist, ist
durch die im Gerichtsverfahren eingeholten Befundberichte und das eingeholte
Gutachten des Dr. G. nicht erbracht. Der SachverstÃ¤ndige Dr. G. beschreibt in
seinem Gutachten ausfÃ¼hrlich und verstÃ¤ndlich die bei dem KlÃ¤ger
festgestellten Erkrankungen und ihre Auswirkungen auf seine ErwerbsfÃ¤higkeit. Er
erlÃ¤utert gut nachvollziehbar, weshalb die qualitativen EinschrÃ¤nkungen im
Leistungsbild zu keiner quantitativen EinschrÃ¤nkung, d. h. zu keiner
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens in zeitlicher Hinsicht, fÃ¼hren.
Insgesamt decken sich die Beschreibungen der Erkrankungen des KlÃ¤gers mit den
Befundberichten der behandelnden Ã�rzte und das sozialmedizinische Fazit des
SachverstÃ¤ndigen deckt sich auch mit dem Ergebnis der Ermittlungen der
Beklagten. Soweit im Befundbericht des Dr. C. eine andere medizinische
Schlussfolgerung gezogen wird, ist darauf hinzuweisen, dass Dr. C. Facharzt fÃ¼r
Allgemeinmedizin ist und mitunter fÃ¼r ihn fachfremde GesundheitsstÃ¶rungen in
seine EinschÃ¤tzung miteingeflossen sind. Der SachverstÃ¤ndige Dr. G. erlÃ¤utert
ausfÃ¼hrlich und verstÃ¤ndlich, weshalb er von einem vollschichtigen
LeistungsvermÃ¶gen ausgeht. Das Gericht hÃ¤lt die AusfÃ¼hrungen fÃ¼r gut
nachvollziehbar, widerspruchsfrei und Ã¼berzeugend. Es schlieÃ�t sich daher dem
Ergebnis des SachverstÃ¤ndigen Dr. G. an.Â 
Â 
Insbesondere zeigen die eingeholten Befundberichte, dass eine Behandlung seiner
gesundheitlichen Probleme insbesondere auf orthopÃ¤dischen und
psychotherapeutischen Fachgebiet bis jetzt nicht konstant und nicht ausreichend
durchgefÃ¼hrt wurde. So gab der KlÃ¤ger auch im Rahmen der mÃ¼ndlichen
Verhandlung an, zuletzt im Jahr 2016 bei einem OrthopÃ¤den in Behandlung
gewesen zu sein; die letzte nervenÃ¤rztliche Behandlung erfolgte im Jahr 2015. Die
fehlende Behandlungsdichte spricht gegen den Nachweis einer rentenrelevanten
EinschrÃ¤nkung des KlÃ¤gers. Insoweit ist auch darauf hinzuweisen, dass eine
psychische StÃ¶rung nur dann von erwerbsmindernder Bedeutung ist, wenn sie
weder aus eigenen KrÃ¤ften noch mit Ã¤rztlicher Hilfe Ã¼berwunden werden kann
(vgl. BSG, Urteil vom 12. September 1990, Az. 5 RJ 88/89). Solange zumutbare
BehandlungsmÃ¶glichkeiten auf neurologischem und/ oder psychiatrischem
Fachgebiet, sei es Ã¤rztlicher, therapeutischer oder auch medikamentÃ¶ser Art
bestehen, scheidet die Annahme einer quantitativen Leistungsminderung aus (vgl.
Bayerisches LSG, Urteil vom 15. Februar 2012, Az. L 19 R 774/06).Â 
Â 
In Anbetracht des ausgefÃ¼hrten RestleistungsvermÃ¶gens kann der KlÃ¤ger auch
nicht damit gehÃ¶rt werden, dass seine ResterwerbsfÃ¤higkeit im Arbeitsleben
wegen der VerhÃ¤ltnisse auf dem Arbeitsmarkt praktisch nicht mehr verwertbar ist.
Denn es gab seit Rentenantragstellung und gibt zur Ã�berzeugung des Gerichts auf
dem fÃ¼r den KlÃ¤ger in Betracht kommenden Arbeitsmarkt noch eine
nennenswerte Zahl von TÃ¤tigkeiten, die er trotz seines eingeschrÃ¤nkten
LeistungsvermÃ¶gens ausÃ¼ben kann. Insoweit wird auf die im Gutachten des Dr.
G. genannten Berufsbilder verwiesen. Unter BerÃ¼cksichtigung des festgestellten
LeistungsvermÃ¶gens liegen bei dem KlÃ¤ger insbesondere auch keine ins Gewicht
fallenden besonderen UmstÃ¤nde vor, welche die AusÃ¼bung einer leichten
kÃ¶rperlichen TÃ¤tigkeit in ungewÃ¶hnlicher Weise erschweren. Insoweit bedarf es
im Rahmen der â�� bezÃ¼glich des hier streitigen Anspruchs auf Rente wegen
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Erwerbsminderung allein maÃ�geblichen â�� Frage nach dem Bestehen realer
ErwerbsmÃ¶glichkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsfeld einer besonders
eingehenden PrÃ¼fung lediglich dann, wenn eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine spezifische Leistungsbehinderung festgestellt
ist (vgl. BSG, Urteil vom 1. MÃ¤rz 1984, 4 RJ 43/83 = SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 117 mit
Hinweis auf BSG, Urteil vom 30. November 1982, 4 RJ 1/82 = SozR 2200 Â§ 1246 Nr.
104) oder wenn der Rentenbewerber wegen eines besonders gearteten
Berufslebens deutlich aus dem Kreis vergleichbarer Versicherter heraus fÃ¤llt (vgl.
BSG, Urteile vom 27. April 1982, 1 RJ 132/80 = SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 90; vom 18.
Februar 1981, 1 RJ 124/79 = SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 75). Derart gravierende
EinschrÃ¤nkungen liegen bei dem KlÃ¤ger nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme
aber nicht vor, denn bei ihm besteht weder eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen noch eine schwere spezifische Leistungsbehinderung.Â 
Â 
Ob im Ã�brigen die in Betracht kommenden ArbeitsplÃ¤tze frei sind oder besetzt, ist
fÃ¼r die Entscheidung unerheblich, denn die ErwerbsfÃ¤higkeit eines Versicherten,
der wie der KlÃ¤ger noch zumindest sechs Stunden pro Arbeitstag einsatzfÃ¤hig ist,
hÃ¤ngt nicht davon ab, ob das Vorhandensein von fÃ¼r ihn offenen ArbeitsplÃ¤tzen
fÃ¼r die in Betracht kommenden ErwerbstÃ¤tigkeiten konkret festgestellt werden
kann oder nicht. Dies hat der Gesetzgeber in Â§ 43 Abs. 3 SGB VI nochmals
ausdrÃ¼cklich mit dem Hinweis darauf klargestellt, dass nicht erwerbsgemindert
ist, wer â��ungeachtet der jeweiligen Arbeitsmarktlageâ�� unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes noch mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann. Â 
Â 
Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG, die ZulÃ¤ssigkeit der Berufung auf 
Â§Â§ 143, 144 SGG.Â 
Â 
Â 

Erstellt am: 03.01.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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